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I. Amtlicher Teil

Bildung

Verordnung über den Sitz, die Zuständigkeiten 
und Aufgaben der staatlichen Schulämter

(Schulämterverordnung - SchÄV) 

Vom 1. März 2016
(GVBl. II/16, [Nr. 9]

Auf Grund

-	 des § 1 Absatz 2 des Schulämtererrichtungsgesetzes vom 
25. Januar 2016 (GVBl. I Nr. 5 S. 7),

-	 des § 61 Absatz 1 und des § 131 Absatz 3 des Branden-
burgischen Schulgesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 2. August 2002 (GVBl. I S. 78), von denen 
durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Januar 2016 (GVBl. I 
Nr. 5 S. 9) § 61 Absatz 1 geändert und § 131 Absatz 3 neu 
gefasst worden ist,

-	 des § 8 Absatz 1 des Brandenburgischen Berufsqualifikati-
onsfeststellungsgesetzes vom 5. Dezember 2013 (GVBl. I 
Nr. 37) und

-	 des § 29 des Brandenburgischen Sozialberufsgesetzes vom 
3. Dezember 2008 (GVBl. I S. 278)

in Verbindung mit § 8 Absatz 2 und 3 des Landesorganisati-
onsgesetzes vom 24. Mai 2004 (GVBl. I S. 186), der durch Ar-
tikel 2 des Gesetzes vom 10. Juli 2014 (GVBl. I Nr. 28) neu 
gefasst worden ist, verordnet der Minister für Bildung, Jugend 
und Sport:

§ 1
Sitz und Zuständigkeit

(1) Die zuständigen staatlichen Schulämter gemäß § 131 Ab-
satz 2 des Brandenburgischen Schulgesetzes sind:

1.	 das Staatliche Schulamt Brandenburg an der Havel; es ist 
zuständig für die Landkreise Teltow-Fläming und Potsdam-
Mittelmark sowie für die kreisfreien Städte Brandenburg 
an der Havel und Potsdam und hat seinen Sitz in der Stadt 
Brandenburg an der Havel,

2.	 das Staatliche Schulamt Cottbus; es ist zuständig für die 
Landkreise Dahme-Spreewald, Spree-Neiße, Oberspree-
wald-Lausitz und Elbe-Elster sowie die kreisfreie Stadt 
Cottbus und hat seinen Sitz in der Stadt Cottbus,

3.	 das Staatliche Schulamt Frankfurt (Oder); es ist zuständig 
für die Landkreise Uckermark, Barnim, Märkisch-Oder-
land und Oder-Spree sowie für die kreisfreie Stadt Frank-
furt (Oder) und hat seinen Sitz in der Stadt Frankfurt (Oder) 
sowie

4.	 das Staatliche Schulamt Neuruppin; es ist zuständig für die 
Landkreise Prignitz, Ostprignitz-Ruppin, Havelland und 
Oberhavel und hat seinen Sitz in der Stadt Neuruppin.

(2) Die staatlichen Schulämter tragen im Rahmen der Ausübung 
der Fach- und Dienstaufsicht über die in ihrem Zuständigkeits-
bereich liegenden Schulen insbesondere die Verantwortung für 
die Bereiche Personalentwicklung, pädagogische Schulentwick- 
lung sowie Qualitätsentwicklung und Qualitätssicherung.

§ 2
Übertragung von Aufgaben

Den staatlichen Schulämtern werden die in der Anlage festge-
legten Zuständigkeiten für die Anerkennung sonstiger schu-
lischer Abschlüsse und Berechtigungen, die außerhalb des 
Landes Brandenburg erworben wurden, die Feststellung der 
Gleichwertigkeit nicht reglementierter Berufe sowie die Fest-
stellung der Gleichwertigkeit von Abschlüssen in Erzieherbe-
rufen, die außerhalb des Landes Brandenburg erworben wurden 
und deren staatliche Anerkennung, übertragen.

§ 3
Übertragung überregionaler Aufgaben

Zur Ausübung der Schulaufsicht werden den staatlichen Schul-
ämtern für den Bereich anderer staatlicher Schulämter die in 
der Anlage festgelegten Zuständigkeiten übertragen.

§ 4
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Februar 2016 in 
Kraft und am 31. Januar 2018 außer Kraft.

(2) Die Aufgabenübertragungs-Verordnung MBJS vom 18. Ap-
ril 2002 (GVBl. II S. 247), die zuletzt durch die Verordnung 
vom 27. September 2012 (GVBl. II Nr. 84) geändert worden ist, 
tritt mit Wirkung vom 1. Februar 2016 außer Kraft.

Potsdam, den 1. März 2016

Der Minister für Bildung, Jugend und Sport

Günter Baaske
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Anlage

Verzeichnis der überregionalen Zuständigkeiten der Schulämter

Staatliches Schulamt Zuständigkeit

1. Brandenburg an der Havel Zuständigkeit für Nichtschülerprüfungen zum Erwerb von Abschlüssen zum Latinum 
und Graecum.

2. Cottbus 2.1 Zuständigkeit für den Arbeitsschutz und das Gesundheitsmanagement der Lehrkräfte;
2.2 Zuständigkeit für die Angelegenheiten des internationalen Lehrer- und Schüleraustau-

sches im Rahmen der EU-, Bundes- und Landesprogramme einschließlich der Bearbei-
tung von Zuwendungen aus Landesmitteln und Pflege der diesbezüglichen Datenbank;

2.3 Zuständigkeit für die Vermittlung und Betreuung von Schulpartnerschaften und internati-
onaler Projektarbeit;

2.4 Zuständigkeit für die Angelegenheiten des Fremdsprachenassistentenaustausches im und 
aus dem Land Brandenburg einschließlich der finanztechnischen Betreuung;

2.5 Zuständigkeit für Angelegenheiten der sorbischen/wendischen Unterrichtsangebote;
2.6 Zuständigkeit für die Anerkennung aller schulischen Abschlüsse und Berechtigungen, die 

außerhalb des Landes Brandenburg erworben wurden;
2.7 Zuständigkeit für die Feststellung der Gleichwertigkeit nicht reglementierter Berufe;
2.8 Zuständigkeit für die Feststellung der Gleichwertigkeit von Abschlüssen in Erzieherbe-

rufen, die außerhalb des Landes Brandenburg erworben wurden, sowie deren staatliche 
Anerkennung;

2.9 Zuständigkeit für die Koordination und Abwicklung  des Lehreraustauschverfahrens 
zwischen den Bundesländern; 

2.10 Zuständigkeit für die Führung der KMK-Statistik Schulsport;
2.11 Zuständigkeit für die Titelverwaltung Landes- und Regionalfinalveranstaltungen „Jugend 

trainiert für Olympia“ und weiterer Schulsportwettbewerbe sowie Sportfeste der Grund- 
und Förderschulen;

2.12 Zuständigkeit für den Support für die staatlichen Schulämter und die Fachadministration 
im technischen Bereich für den Geschäftsbereich des für Schule zuständigen Ministeri-
ums des „FortbildungsNetzes des Landes Brandenburg“ (Fortbildungsdatenbank TIS).

3. Frankfurt (Oder) 3.1 Zuständigkeit für die Abstimmung und Bündelung der Anforderungen der staatlichen 
Schulämter sowie Begleitung des Umsetzungsprozesses an Schulen aus Sicht der staatli-
chen Schulämter für die Fachverfahren:
-
-

Schulverwaltung-Online für allgemeinbildende Schulen (weBBschule),
Schulverwaltung-Online für berufliche Schulen (ATLANTIS);

3.2 Zuständigkeit für die Umsetzung des EU-Programms „Lebenslanges Lernen“ (Beauf-
tragte für EU-Programme im Schulbereich);

3.3 Koordinierung der Migrationsangelegenheiten;
3.4 Zuständigkeit für Schülerwettbewerbe (Landesbeauftragter für Schülerwettbewerbe).

4. Neuruppin 4.1 Zuständigkeit für Nichtschülerprüfungen zum Erwerb der Fachhochschulreife, von Ab-
schlüssen der Berufsfachschule sowie von Abschlüssen der Fachschule;

4.2 Zuständigkeit für die Abstimmung und Bündelung der Anforderungen der staatlichen 
Schulämter sowie Begleitung des Umsetzungsprozesses an Schulen aus Sicht der staat- 
lichen Schulämter für das Fachverfahren:
- Stundenplanprogramm (gp-Untis).
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Abschnitt 1
Geltungsbereich, Zuständigkeit

1 - Geltungsbereich und Zweck

Diese Verwaltungsvorschriften regeln den Aufbau, die Zustän-
digkeit und den Geschäftsablauf der staatlichen Schulämter 
als untere Schulbehörden im Geschäftsbereich des für Schule 
zuständigen Ministeriums in Ergänzung zu den Regelungen 
des Brandenburgischen Schulgesetzes sowie der anwendbaren 
Bestimmungen der Gemeinsamen Geschäftsordnung für die 
Ministerien des Landes Brandenburg (GGO) und der Verwal-
tungsvorschriften zur Gewährleistung eines einheitlichen Ver-
waltungshandelns und Erscheinungsbildes im Geschäftsbereich 
des Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport(VV-Verwal-
tungshandeln) soweit nicht nachfolgend anderes geregelt ist.

Abschnitt 2
Organisation, Führung, Zusammenarbeit

2 - Aufbau des staatlichen Schulamtes

(1) Die Aufbauorganisation der  staatlichen Schulämter glie-
dert sich nach beigefügtem Organigramm (Anlage 1). Soweit 
davon abgewichen werden soll, bedarf es der vorherigen Ge-
nehmigung des für Schule zuständigen Ministeriums. Das Or-
ganigramm ist regelmäßig zu aktualisieren und dem für Schule 
zuständigen Ministerium zur Kenntnis zu geben. 

(2) Auf der Grundlage des Organigramms sowie der Zuordnung 
der Schulaufsichtsbereiche, regionalen Aufgaben und landes-
weiten Aufgaben (Generalien) gemäß Nummer 6  erstellt jedes 
staatliche Schulamt einen Geschäftsverteilungsplan (Anlage 2), 
in dem die Verteilung der Aufgaben und die Zuständigkeiten 
der einzelnen Beschäftigten festgelegt werden. Dieser ist fort-
laufend zu aktualisieren und dem für Schule zuständigen Mi-
nisterium zur Kenntnis zu geben.

3 - Leitung

(1) Das für Schule zuständige Mitglied der Landesregierung 
überträgt jeweils einer Schulrätin oder einem Schulrat die Lei-
tung eines staatlichen Schulamtes (Leiterin oder Leiter).

(2) Die Leiterin oder der Leiter trägt die Gesamtverantwortung 
für die Aufgabenwahrnehmung des staatlichen Schulamtes und 
vertritt das staatliche Schulamt nach außen.

(3) Die Leiterin oder der Leiter des staatlichen Schulamtes hat 
das für Schule zuständige Ministerium über Angelegenheiten 
von grundsätzlicher Bedeutung sowie über wichtige Arbeits-
vorhaben und besondere Ereignisse zeitnah zu unterrichten.

4 - Vertretung

(1) Das für Schule zuständige Mitglied der Landesregierung 
bestellt in jedem staatlichen Schulamt eine Schulrätin oder ei-
nen Schulrat zur Stellvertretung der Leiterin oder des Leiters.

Verwaltungsvorschriften über die Zuständigkeit, den 
Aufbau und den Geschäftsablauf 

der staatlichen Schulämter
(Verwaltungsvorschriften Staatliche Schulämter - 

VVStSchÄ)

Vom 7. März 2016
Gz.: 31-50100

Auf Grund des Schulämtererrichtungsgesetzes vom 25. Januar 
2016 (GVBl. I Nr. 5) und § 146 in Verbindung mit den §§ 131, 
132 des Brandenburgischen Schulgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 2. August 2002 (GVBl. I S. 78), zuletzt 
geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Januar 2016 
(GVBl. I Nr. 5), bestimmt der Minister für Bildung, Jugend und 
Sport:

Inhaltsübersicht

Abschnitt 1	 Geltungsbereich, Zuständigkeit

1	 -	 Geltungsbereich und Zweck

Abschnitt 2	 Organisation, Führung, Zusammenarbeit

2	 -	 Aufbau des staatlichen Schulamtes
3	 -	 Leitung
4	 -	 Vertretung
5	 -	 Zusammenarbeit im staatlichen Schulamt

Abschnitt 3	 Aufgabenwahrnehmung

6	 -	 Schulfachlicher Bereich
7	 -	 Verwaltungsfachlicher Bereich
8	 -	 Rechtsstelle

Abschnitt 4	 Geschäftsablauf

9	 -	 Geschäftsordnung
10	 -	 Zeichnungsbefugnis
11	 -	 Schriftgut
12	 -	 Zusammenarbeit mit den Schulträgern
13	 -	 Öffentlichkeitsarbeit
14	 -	 Sprechzeiten

Abschnitt 5	 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

15	 -	 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Anlagen

Anlage 1 -	 Organigramm Staatliches Schulamt XXX
Anlage 2 -	 Geschäftsverteilungsplan
Anlage 3 -	 Kernaufgaben der Schulaufsicht
Anlage 4 -	 Verzeichnis der fächerbezogenen prüfungsrele-

vanten Zuständigkeiten (Generalien)
Anlage 5 -	 Rahmengeschäftsordnung der staatlichen Schul-

ämter (GO StSchÄ)
Anlage 6 -	 Registraturordnung der staatlichen Schulämter 

(RegO StSchÄ)
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(3) Generalien (Anlage 4) sind landesweit wahrzunehmende 
fächerbezogene prüfungsrelevante Zuständigkeiten.

(4) Überregionale Aufgaben  sind Aufgaben, die gemäß § 131 
Absatz 3 des Brandenburgischen Schulgesetzes wahrgenom-
men und mit  Verordnung des für Schule zuständigen Mitglie-
des der Landesregierung übertragen werden.

(5) Die Übertragung von Schulaufsichtsbereichen, regionalen 
Aufgaben, Generalien und überregionalen Aufgaben erfolgt 
durch die Leiterin oder den Leiter des staatlichen Schulamtes 
im Einvernehmen mit dem für Schule zuständigen Ministeri-
um.

(6) Auf der Grundlage der schulaufsichtlichen Kernaufga-
ben und unter besonderer Berücksichtigung der bildungspo-
litischen Schwerpunktsetzungen des für Schule zuständigen 
Ministeriums erstellt  jedes staatliche Schulamt einen schul-
jahresbezogenen Arbeitsplan. Der Arbeitsplan ist dem für 
Schule zuständigen Ministerium spätestens vier Wochen nach 
Unterrichtsbeginn zur Kenntnis zu geben. Zur Umsetzung von 
Aufgaben sind Zielvereinbarungen anzustreben. Das staatliche 
Schulamt kann  dem für Schule zuständigen Ministerium  Vor-
schläge zum Abschluss von Zielvereinbarungen unterbreiten.

(7) Die staatlichen Schulämter werden bei der Aufgabenwahr-
nehmung durch Lehrkräfte fachlich unterstützt.

(8) Die Aufgabenwahrnehmung der Schulpsychologinnen und 
Schulpsychologen bestimmt sich nach den Verwaltungsvor-
schriften über die schulpsychologische Beratung in der jeweils 
geltenden Fassung. 

7 - Verwaltungsfachlicher Bereich

Der verwaltungsfachliche Bereich gliedert sich in die Aufga-
benbereiche Personal, Haushalt und Service sowie überregio-
nale Aufgaben und wird durch die Personal- und Verwaltungs-
leitung geführt.

8 - Rechtsstelle

(1) Die Rechtsstellen beraten die Leitung des staatlichen Schul-
amtes, das Personal im verwaltungsfachlichen und schulfach-
lichen Bereich sowie die Schulen in allen rechtlichen Angele-
genheiten.
 
(2) Die Rechtsstellen vertreten die staatlichen Schulämter vor  
allen Gerichten. Die Vertretung der Schulleiterinnen und Schul-
leiter vor den Verwaltungsgerichten bedarf deren Bevollmäch-
tigung. 

(3) Die Aufgaben des behördlichen Datenschutzbeauftragten 
gemäß § 7a des Brandenburgischen Datenschutzgesetzes sollen 
durch die Leiterin oder den Leiter der Rechtsstellen wahrge-
nommen werden.

(4) Die staatlichen Schulämter unterrichten das für Schule zu-
ständige Ministerium über alle gerichtlichen Streitverfahren 

(2) Alle weiteren Vertretungen werden in den staatlichen Schul-
ämtern in eigener Zuständigkeit geregelt. 

(3) Schulamtsübergreifende Vertretungen werden im Einver-
nehmen zwischen den staatlichen Schulämtern geregelt und 
dem  für Schule zuständigen Ministerium zur Kenntnis gege-
ben.

5 - Zusammenarbeit im staatlichen Schulamt
und zwischen den staatlichen Schulämtern

(1) Zum Zwecke des Informationsaustausches und zur Bera-
tung  von Angelegenheiten, die jeweils das gesamte staatliche 
Schulamt betreffen, führt die Leiterin oder der Leiter mindes-
tens einmal im Monat  Dienstberatungen mit der Stellvertre-
tung, der Personal- und Verwaltungsleitung, der Leitung der 
Rechtsstelle, dem schulfachlichen Bereich und einer Vertreterin 
oder einem Vertreter der schulpsychologischen Beratung durch. 
Die Protokolle der Dienstberatungen sind dem für Schule zu-
ständigen Ministerium zur Kenntnis zu geben.

(2) Als ständige aufgabenbezogene Organisationseinheit  ist ein 
Planungs- und Einstellungsteam (PET) unter der Leitung der 
Stellvertreterin oder des Stellvertreters der Leiterin oder des 
Leiters des staatlichen Schulamtes zu bilden. Dem PET gehö-
ren konkret bestimmte Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter des 
verwaltungs- und schulfachlichen Bereichs an. Dem PET ob-
liegen die Gesamtheit der Planung und Organisation des Schul-
jahres sowie die Einstellungen von Lehrkräften. Die Aufgaben-
wahrnehmung durch das PET erfolgt in enger Abstimmung mit 
dem schulfachlichen Bereich.

(3) Die staatlichen Schulämter informieren sich gegenseitig in 
allen Angelegenheiten, die den Zuständigkeitsbereich eines an-
deren staatlichen Schulamtes betreffen und stimmen sich mit 
dem Ziel, ein einheitliches Verwaltungshandeln zu gewährleis-
ten, ab. 

Abschnitt 3
Aufgabenwahrnehmung

6 - Schulfachlicher Bereich

(1) Der schulfachliche Bereich gliedert sich in die Schulauf-
sichtsbereiche Grund- und Förderschulen, weiterführende all- 
gemeinbildende Schulen, Schulen und Einrichtungen des Zwei-
ten Bildungsweges, berufliche Schulen, Lehrerbildung, überre-
gionale  Aufgaben und die schulpsychologische Beratung. Der 
schulfachliche Bereich wird unmittelbar durch die Leiterin oder 
den Leiter des staatlichen Schulamtes geleitet. Die grundsätz-
lichen Aufgaben der Schulaufsicht bestimmen sich nach den 
vom für Schule zuständigen Ministerium festgelegten schul-
aufsichtlichen Kernaufgaben (Anlage 3).

(2) Regionale Aufgaben sind Aufgaben, die in den staatlichen 
Schulämtern schulaufsichtsbereichsübergreifend jeweils ein-
heitlich geregelt werden sollen. Dazu gehören insbesondere die 
Zusammenarbeit mit den schulischen Mitwirkungsgremien, die 
Abstimmung im Rahmen der Übergangsverfahren.
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meister sowie die kreisangehörigen Schulträger ihres Zustän-
digkeitsbereiches über wichtige Angelegenheiten, Planungen 
und Maßnahmen im Schulwesen und über besondere Ereignis-
se in den Schulen ihres Zuständigkeitsbereiches.

(2) Die staatlichen Schulämter arbeiten mit den Schulträgern 
und den Trägern der Schülerbeförderung zusammen. Zu Schul-
entwicklungsplänen sowie zu Beschlüssen über Errichtung, 
Änderung und Auflösung von Schulen nehmen sie Stellung. 
Die staatlichen Schulämter sollen zur Vorbereitung von Be-
schlüssen beratend tätig werden.

13 - Öffentlichkeitsarbeit

(1) Auskünfte an Presse, Rundfunk und Fernsehen erteilt grund-
sätzlich die Leiterin oder der Leiter des staatlichen Schulamtes. 
Im Einvernehmen mit der Leiterin oder dem Leiter können die 
Beschäftigten des staatlichen Schulamtes die Öffentlichkeit 
über Vorgänge aus ihrem Zuständigkeitsbereich unterrichten. 
In Angelegenheiten, die in die Zuständigkeit des für Schule zu-
ständigen Ministeriums fallen, sind Auskünfte an die Medien 
nur nach Absprache mit diesem zu geben. Für Generalien und 
überregionale Aufgaben werden in Abstimmung mit dem für 
Schule zuständigen Ministerium Einzelregelungen getroffen.

(2) Die Leiterin oder der Leiter ist in der Öffentlichkeitsarbeit 
von den Beschäftigten des staatlichen Schulamtes zu unterstüt-
zen. Maßnahmen und wichtige Vorgänge, die voraussichtlich 
öffentliches Interesse finden, sind der Leiterin oder dem Leiter 
rechtzeitig zur Kenntnis zu geben.

14 - Sprechzeiten

Die Festlegung von Sprechzeiten wird zwischen den staatlichen 
Schulämtern einheitlich geregelt. 

Abschnitt 5
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

15 - Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Die Verwaltungsvorschriften treten mit Wirkung vom 1. Febru-
ar 2016 in Kraft und am 31. Januar 2018 außer Kraft.

Der Minister für Bildung, Jugend und Sport

Günter Baaske

von landesweiter und grundsätzlicher Bedeutung, insbesondere 
in der Rechtsmittelinstanz.

(5) Die Zuständigkeit des für Schule zuständigen Ministeriums 
in beamtenrechtlichen Angelegenheiten, soweit nicht übertra-
gen, bleibt unberührt.

Abschnitt 4
Geschäftsablauf

9 - Geschäftsordnung

Grundlage der Gewährleistung eines einheitlichen Verwal-
tungshandelns ist eine durch das für Schule zuständige Ministe-
rium erlassene Rahmengeschäftsordnung (Anlage 5).

10 - Zeichnungsbefugnis

(1) Personalangelegenheiten aller Beschäftigten im staatlichen 
Schulamt, der Schulleiterinnen und Schulleiter, der Lehrkräfte 
und des sonstigen pädagogischen Personals der Schulen, der 
Schriftwechsel mit dem Personalrat sowie den übrigen Inter-
essenvertretungen und Geschäftsanweisungen werden von der 
Leiterin oder vom Leiter des staatlichen Schulamtes schluss-
gezeichnet. In Personalangelegenheiten der Lehrkräfte und 
des sonstigen pädagogischen Personals kann die Schlusszeich-
nungsbefugnis auf andere Bedienstete übertragen werden, so-
fern diese nicht auf die Schulleiterinnen und Schulleiter über-
tragen worden ist.

(2) Das schulfachliche Personal unterzeichnet alle Schriftstü-
cke des jeweiligen Aufgabenbereiches, sofern die Schluss-
zeichnung nicht der Leiterin oder dem Leiter des staatlichen 
Schulamtes vorbehalten ist.

(3) Dem verwaltungsfachlichen Personal obliegt die Schluss-
zeichnung, soweit es hierzu ermächtigt ist.

(4) Alle Zeichnungsberechtigten unterzeichnen ohne Funkti-
onszusatz.

11 - Schriftgut

Die Behandlung des Schriftgutes erfolgt gemäß der Registra-
turordnung (Anlage 6).

12 - Zusammenarbeit mit den Schulträgern

(1) Die staatlichen Schulämter unterrichten die Landrätin oder 
den Landrat, die Oberbürgermeisterin oder den Oberbürger-
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versitärer  Hochschulabschluss den Einsatz in einem weiteren 
Unterrichtsfach gestattet.

Für das Lehramt für die Sekundarstufe II (berufliche Fä-
cher) können sich Lehrkräfte mit einem universitären Ab-
schluss oder Fachhochschulabschluss (Master- oder Diplomab-
schluss) bewerben, der einen Einsatz in

1.	 einer ingenieurtechnischen beruflichen Fachrichtung oder 
in der beruflichen Fachrichtung Sozialpädagogik und

2.	 einem weiteren allgemeinbildenden Unterrichtsfach oder 
in einer weiteren beruflichen Fachrichtung oder in einer 
weiteren affinen beruflichen Fachrichtung

gestattet. 

Für eine ingenieurtechnische Fachrichtung kommen nur Be-
werberinnen und Bewerber infrage, die den geforderten Ab-
schluss in einem der Studienbereiche Maschinenbau, Ener-
gie- und Umwelttechnik, Fahrzeugtechnik, Verfahrenstechnik, 
Informations- und Kommunikationstechnik, Elektrotechnik, 
Automatisierungstechnik, Gebäudetechnik oder Lebensmittel-
technologie nachweisen.

Wird nur ein Bachelorabschluss nachgewiesen, ist die Zu-
lassung zum berufsbegleitenden Vorbereitungsdienst für 
alle Lehrämter ausgeschlossen.

Die Entscheidung über die Zulassung erfolgt gemäß § 5 der Be-
rufsbegleitenden Vorbereitungsdienstverordnung (BVorbDV) 
vom 17.10.2013 (GVBl. II Nr. 75).

Soweit Plätze frei bleiben, können sie an Lehrkräfte von Ersatz-
schulen vergeben werden. 

Bewerbungen sind auf dem Dienstweg

über 	 das zuständige staatliche Schulamt 

beim 	 Ministerium für Bildung, Jugend und Sport, 
	 Referat 36 
	 Heinrich-Mann-Alle 107 
	 14473 Potsdam

bis zum 	 3. Mai 2016 (Posteingang Referat 36)

einzureichen. 

Nähere Informationen zum Bewerbungsverfahren und zu den 
Bewerbungsunterlagen sowie zum berufsbegleitenden Vorbe-
reitungsdienst sind unter www.mbjs.brandenburg.de unter der 
Rubrik Lehrerbildung/Qualifizierung von Seiteneinsteigern und 
dem Menüpunkt Aktuelle Ausschreibung/Bewerbungsunterla-
gen abrufbar.

II. Nichtamtlicher Teil

Ausschreibung für die Zulassung 
von Lehrkräften ohne lehramtsbezogenen 
Studienabschluss zum berufsbegleitenden 

Vorbereitungsdienst für Lehrämter 
zum 1. August 2016

Für Lehrkräfte ohne einen lehramtsbezogenen Studienab-
schluss, die die Voraussetzungen gemäß § 7 Absatz 1 Branden-
burgisches Lehrerbildungsgesetz (BbgLeBiG) in Verbindung 
mit § 3 der Berufsbegleitenden Vorbereitungsdienstverordnung 
(BVorbDV) vom 17.10.2013 (GVBl. II Nr. 75) erfüllen, besteht 
in begrenztem Umfang von bis zu 30 Lehrkräften die Möglich-
keit, ab dem 1. August 2016 am berufsbegleitenden Vorberei-
tungsdienst für

1.	 das Lehramt für die Sekundarstufen I und II mit einer 
Schwerpunktbildung auf die Sekundarstufe I  (Jahr-
gangsstufen 7 bis 10 an Oberschulen und Gesamtschu-
len, nicht an Gymnasien)

	 (Ausbildung voraussichtlich am Studienseminar Bernau 
oder Cottbus)

oder

2.	 das Lehramt für Förderpädagogik
	 (Ausbildung am Studienseminar Bernau)

oder

3.	 das Lehramt für die Sekundarstufe II (berufliche Fä-
cher)

	 (Ausbildung am Studienseminar Cottbus)

teilzunehmen und mit erfolgreichem Bestehen der Staatsprü-
fung die Befähigung für das jeweilige Lehramt zu erwerben.

Für das Lehramt für die Sekundarstufen I und II mit der 
Schwerpunktbildung auf die Sekundarstufe I können sich 
Lehrkräfte mit einem universitären Abschluss (Magister-, Di-
plom-, oder Masterabschluss) bewerben, der einen Einsatz 
in zwei der Unterrichtsfächer Mathematik, Physik, Chemie, 
Kunst, Musik, Englisch und Sport oder in einem der genannten 
Fächer und einem weiteren Unterrichtsfach der Stundentafel 
der Sekundarstufe I gestattet.

Für das Lehramt für Förderpädagogik können sich auch die 
Absolventinnen und Absolventen des am WiB erfolgreich ab-
solvierten Weiterbildungsstudiums vornehmlich in den zwei 
sonderpädagogischen Förderschwerpunkten Lernen und 
Emotionale und soziale Entwicklung bewerben, deren uni-
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